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“Beklagten und Revisionsheklagteno

Der 100 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 120 August 1969 durch

Senatspräsident Dr„ T e s m e r

_

>
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter
„ Dr„ S t r a u B und

Bundesrichter ‘ Dr° B r o c k e 9
Bundessozialrichter Dr„ M e y e r ' und

Bundessozialrichter H a a s

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 250 Oktober 1967

wird als unbegründet zurückgewiesen° '

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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G r @ n_d e :

Bei dem Kläger waren mit Umanerkennungsbescheid vom

100 Mai 1952 als Schädigungsfclge mit einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 VOHO anerkannt: "Ver—

steifung des rechten Kniegelenkes9 Streckstellung mit

Verkürzung des Beines um 5 cm nach Schußverletzung"o

Da der Kläger eine doppelseitige Unterschenkelschiene

mit Schuhbügel für das rechte Bein trug9 gewährte ihm

die Versorgungsbehörde mit Bescheid vom 220 September

1954 einen Pauschbetrag für erhöhten Kleidermehrver—

schleiß° Dem Kläger wurde wegen nichtschädigungsbedingter

Durchblutungsstörungen im Oktober 1962 das rechte Bein

am«0berschenkel amputierto Daraufhin erteilte die Ver—

sorgungsbehörde den Bescheid vom 250 Februar 1964 und

bezeichnete die Schädigungsfolgen nunmehr mit

"Versteifung des rechten Kniegelenkes9 Streckstellung

mit Verkürzung des Beines um 3 cm bei später

nichtschädigungsbcdingtem Verlust des rechten

Beines im Oberschenkel"o

Die MdB bezeichnete sie weiterhin mit 50 VOHOO Mit

Bescheid vom 20 Dezember 1965 entzcg sie ihm mit Ablauf

des Monats Januar 1966 den für Kleider— und Wäschemehr—
verschleiß gewährten Pauschbetrag‚ weil der Kläger nicht

mehr genötigt sei‚ eine doppelseitige Unterschenkel—

schiene am rechten Bein zu trageno Der Widerspruch war
erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 40 März 1966)() Das

Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 290 September 1966
den Beklagten unter Abänderung des Bescheides vom
20 Dezember 1965 in der Fassung des Widcrsbruchsbeschei—

des vom 40 März 1966 verurteilt, dem Kläger über den
_310 Januar 1966 hinaus eine Kleiderverschleißzulage für

Träger einer Unterschenkelschiene mit Schuhbügel zu

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_3._

gewähreno Es hat die Berufung zugelassen, Das Landes—

sozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 25, Oktober 1967

auf die Berufung des Beklagten das Urteil des SG

Dortmund vom 290 September 1966 abgeändert und die

Klage abgewiesen, Es hat ausgeführt, nach der Ampuu

tation des rechten Beines habe der Kläger keinen

Stützapparat mehr getragen, weil dies nicht mehr er—

forderlich und auch nicht mehr möglich gewesen sei,

Somit sei in den Verhältnissen, die für die Fest—

stellung des Anspruchs auf Versorgung im Sinne des

@ 9 Ziffer 1 des Bundesversorgungsgesetaes (BVG) maß—

gebend gewesen seien, eine wesentliche Änderung ein—

getreten, so daß der Beklagte nach $ 62 Abs° 1 BVG

berechtigt gewesen sei, den Anspruch neu festzustellen,

Das Tragen des Stützapparates sei im Zeiüuhkt der

Zuerkennung des Pauschbetrages und auch nach den

jetzigen Vorschriften des 5 13 Abs, 1 Ziffer 21 der Verord—1

nung zur Durchführung des 5 15 BVG idF vom 30, Ok—

tober l964 (BGBl I 835 — Durchführungsverordnung

— DVO —) ein wesentliches Tatbestandsmerkmal für die_

Gewährung des Pauschbetrageso Dem stehe die Ent—
‚

scheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 29° mai 1962

(BSG 17, 99) nicht entgegen° Hierzu werden nähere Aus—

führungen gemacht° Im übrigen wird auf die Entscheidung„—

gründe des Urteils verwiesen° Das LSG hat die Revision

zugelassen°

Gegen dieses ihm am 150 November 1967 zugestellte

Urteil hat der Kläger mit einem am 27, November 1967

eingegangenen Schriftsatz vom 24° November 1967

Revision eingelegt und diese gleichzeitig begründet;
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Er beantragt9

10 das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

SG Dortmund vom 290 September 1966 zurück—
zuweisen;

20 die außergerichtlichen Kosten des Klägers

im Berufungs— und Revisionsverfahren dem'

Beklagten aufzuerlegeno

In seiner Revisionsbegründung9 auf die Bezug genommen

wird9 rügt der Kläger eine Verletzung der @@62 und
13 BVG sowie des 5 13 der DVO durch das LSGQ Er trägt

hierzu insbesondere vor9 daß durch die Amputation des

rechten Oberschenkels keine wesentliche Änderung im
Sinne des @ 62 BVG eingetreten seio Die Amputation sei

unabhängig von der in dem Bescheid vom 100 Mai 1952 an—

erkannten Schädigungsfolge erfolgte In dem Gesundheits—

zustand des Klägers sei somit eine Änderung der Verhält—

nisse in der anerkannten Schädigungsfolge nicht einge—

treten° Die der Feststellung der Versorgungsbezüge zu—

grunde liegenden Verhältnisse seien dieselben geblie—

bene Die Entscheidung des BSG vom 29° Mai 1962 müsse in—

soweit entsprechend angewandt werden° ‘

Der Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo Zur

Darstellung seines Vorbringens wird auf die Revisions—

erwiderung vom 90 Januar 1968 verwieseno

Die durch Zulassung gemäß @ 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) statthafte Revision ist form— und
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fristgerecht eingelegt und auch rechtzeitig begründet

worden (55.164, 166)‚ so daß sie zulässig isto Die

Revision ist jedoch nicht begründet°

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Beklagte

berechtigt ist, die dem Kläger mit Bescheid vom

22° September 1954 gewährte Kleiderverschleißzulage zu

entziehen„ Da es sich bei dem angefochtenen Bescheid

vom 20 Dezember 1965 in Gestalt des Widerspruchsbe—

scheides vom 4° März 1966 um einen Verwaltungsakt ohne

Dauerwirkung handelt9 kommt es auf die Sach— und

Rechtslage zur Zeit der letzten Verwaltungsentscheidung

an (BSG 7, 9)? so daß im vorliegenden Fall das BVG in

der Fassung des 2° Gesetzes zur Änderung und Ergänzung

des Kriegsopferrechts vom 210 Februar 1964 (BGBl I 65

— 2° Neuordnungsgesetz —NOG— ) anzuwenden ist°

Die Entziehung des Pausohbetrages für erhöhten Kleider—

und Wäscheverschleiß ist nur dann rechtmäßig, wenn eine

wesentliche Änderung der Verhältnisse, die für die Ge—

währung dieses Pauschbetrages maßgebend war, einge—

treten ist (5 62 BVG)°

Nach @ 62 Absc 1 Satz 1 BVG ist der Anspruch entspre—
chend neu festzustellen‚wenn in den Verhältnissen, die

für die Feststellung des Anspruchs auf Versorgung (@ 9)

maßgebend gewesen sind, eine wesentliche Änderung ein—

tritt° Der "Anspruch auf Versorgung" betrfft im vor—
liegenden Fall den im Rahmen der orthopädischen Versor—

gung gemäß 5 13 Abs() 5 BVG geregelten Ersatz der außer—

gewöhnlichen Kosten für Kleider— und Wäscheverschleiß°

Dieser Kostenersatz ist dem Kläger mit Bescheid vom
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_ 6 _

22° September 1954 in der Form eines monatlichen
Pauschbetrages gewährt worden, weil er Träger einer

doppelseitigen Unterschenkelschiene mit Schuhbügel für

das rechte Bein war() Die Gewährung des Pauschbetrages

beruhte auf der Verordnung zur Durchführung des @ 13 BVG

idF vom 180 August 1953 (BGBl I 971)? nach deren
5 11 Abso 1 Buchsto u einem "Träger von nicht über Knie
oder Ellenbogen hinausgehenden Stützapparaten" als

Kostenersatz ein Pauschbetrag von monatlich 5?-— DM zu

gewähren waro Die für die Feststellung dieses Anspruchs

maßgebenden Verhältnisse bestanden im Zeitpunkt der
Gewährung des Pauschbetrages unstreitig darin? daß der

Kläger "Träger" des bezeichneten Stützapparates war°

Hiervon ist bei der Beurteilung der Frage auszugehen9 ob

in diesen Verhältnissen eine wesentliche Änderung i„S°

des @62 Abs° 1 BVG eingetreten ist° Das ist hier der_
Fall° Nach den nicht angegriffenen und daher für den

Senat gemäß 5 163 SGG bindenden Feststellungen des LSG

trägt der Kläger am rechten Bein keine Unterschenkel—

schiene mit Schuhbügel mehr; das Tragen dieses Stütz—

apparates ist wegen der Amputation des rechten Beines

im Oberschenkel überhaupt nicht möglich° Damit ist er

aber nicht mehr "Träger" dieses Apparateso Entfällt für

ihn jedoch die Notwendigkeit9 die Unterschenkelschiene

mit Schuhbügel zu tragen, so haben sich die für seinen

Anspruch auf Versorgung? doho auf den ihm wegen des

Tragens dieses Stützapparates zuerkannten Pauschbetrag

für außergewöhnlichen Wäsche— und Kleiderverschleiß

maßgebend gewesenen Verhältnisse ioSo des 5 62 BVG wesent—

lich geändert° Unerheblich ist dabei — entgegen der Auf—

fassung des Klägers — 9 ob das rechte Bein wegen einer

Schädigungsfolge oder davon unabhängig amputiert worden

ist() Die Gewährung des Pausohbetrages war im vorliegenden

_l7
_
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_7_

Fall nicht wegen der beim Kläger anerkannten Schädi—

gungsfolgen, sondern deshalb gewährt worden, weil er
"Träger" der Unterschenkelschiene mit Schuhbügel ge—

wesen ist° Der Kläger übersieht, daß die DVD zu

5 13 BVG sowohl in der Fassung vom 180 August 1953 (5 11)

als auch in der Fassung vom 300 Oktober 1964 (© 13),

-den Kostenersatz für außerordentlichen Kleider— und

Wäscheverschleiß nach unterschiedlichen Voraussetzun—

gen geregelt hato Der Kostenersatz wird einmal ge—

währt beim Vorhandensein bestimmter Schädigungsfolgen,

wie einseitige Oberschenkel—, Unterschenkel—, Oberarm—,

Unterarm— und Handamputierten (@ 11 Abs, 1 Buchst, a bis g

der DVGvon 1953und 5 13 Abs, 1 Ziff, 1 bis 3 der DVDvon
1964), sowie entsprechenden Doppelamputierten (@ 11 Abs° 1

Buchst„ 1 bis n der DVG von 1953; 5 13 Abs() 1 Nro 4 bis

9 der DVO 1964) und drei— oder mehrfach Amputierten
(@ 11 Abs, 1 Buchst, 0 bis q und p der DVD von 1953;

5 13 Abs, 1 Nr, 10 bis 12 und 14 der DVOvon 1964); sodann
wird der Kostenersatz davon abhängig gemacht, daß der

Beschädigte Träger bestimmter Apparate ist (@ 11 Abs, 1

Buchsto t bis u der DVO von 1953; 5 13 Abs, 1 Nr, 19 bis

24 der DVG von 1964); schließlich werden in der DVD wei—

tere Personen, deren Schädigungsfolgen im Zusammenhang

mit der Benutzung von Apparaten und Fahrzeugen einen

erhöhten Kleider» und Wäscheverschleiß verursachen, be—

zeichnet, die auf Grund dieser Voraussetzungen AnSpruch auf

den Pauschbetrag haben° Die Frage, ob in den anerkannten

Schädigungsfolgen eine wesentliche Änderung der Verhält—

nisse i„S° des 5 62 BVG eingetreten und deshalb der
Kostenersatz für außerordentlichen Kleider— und Väsche—

verschleiß entzogen werden kann, ist nur dann rechtser—

heblich, wenn die anerkannte Schädigungsfolge selbst

Grundlage der Gewährung dieses Kostenersatzes war° War aber

_ 8 _
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_8'_

nicht die anerkannte Schädigungsfolge, sondern ein be—

stimmter anderer tatsächlicher Umstand — hier das Tragen

eines Stützapparates — die Grundlage für die Gewährung

des Pauschbetrages i„So des @ 13 Abs„ 5 BVG? so kommt

es bei der Beurteilung einer wesentlichen Änderung der

Verhältnisse ioS° des 5 62 BVG allein darauf an? ob diese

anderen tatsächlichen Umstände sich wesentlich geändert

haben„

Der Kläger beruft sich zwar für seine Auffassung auf das

Urteil des 7° Senats des BSG vom 29° Mai 1962 (BSG 17‚
99)9 jedoch gibt dieser Hinweis keine Bedenken gegen das

gewonnene Ergebnis aufo Das BSG hat in dieser Entschei—

dung ausgesprochen, daß eine wesentliche Änderung der

Verhältnisse ioSo des 5 62 Abso 1 BVG nur vorliegt?

wenn sich das durch Einflüsse des Wehrdienstes hervorge—

rufene Leiden verschlimmert oder verbessert, nicht aber,

wenn in dem davon unabhängigen Zustand des Betroffenen

eine Änderung eintrittv Deshalb rechtfertige bei Verlust

eines Auges im Wehrdienst die spätere? davon unabhängige

Erblindung des anderen Auges keine erhöhte Bewertung

der MdB° Die Entscheidung des 7„ Senats des BSG betraf

die Frage9 ob die MdB eines Beschädigten durch eine

schädigungsunabhängige Erkrankung im Rahmen des @ 62 BVG
höher

zu bewerten ist; die für die Bemessung der MdB

ursprünglich maßgebend gewesenen Verhältnisse i„S„ des

@ 62 BVG bezogen sich also auf den Umfang der aner—

kannten Schädigungsfolgen bei der Festsetzung der MdB

nach @ 30 BVG° Im Unterschied hierzu ist im vorliegenden

Fall aber nicht die beim Kläger anerkannte Schädigunge—

folge oder deren Umfang‚ sondern das Tragen der Unter—

schenkelschiene mit Schuhbügel für den Anspruch auf Ver—

sorgung maßgebend gewesen° Daß sich aber insoweit die

maßgebenden Verhältnisse wesentlich geändert haben‚ bedarf

keiner Erörterungo

_ 9 _
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Das LSG hat somit im Ergebnis zutreffend den angefoch—

tenen Bescheid als rechtmäßig angeseheny
SO daß die

Revision als unbegründet zurückzuweisen war (5 170

Abs„ 4 Satz 1 SGG)„

Die Kostenentscheidung ergeht gemäß 5 193 Abso 1 SGG°
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